
Art 49 LStVG (Bayern) — Allgemeine Aufsichtspflicht
Landesstraf- und Verordnungsgesetz
Landesrecht Bayern
Stand: 25.08.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Die Rechtsaufsichtsbehörden haben auch bereits bekanntgemachte Verordnungen, die mit dem
geltenden Recht, insbesondere mit Gesetzen oder mit Verordnungen einer höheren Behörde, in
Widerspruch stehen, zu beanstanden und ihre Aufhebung oder Änderung zu verlangen. Das gleiche gilt,
wenn die Verordnung nicht in der genehmigten Fassung bekanntgemacht worden ist.

(2) Kommt die Gemeinde, der Landkreis oder der Bezirk binnen einer von der Rechtsaufsichtsbehörde
gesetzten angemessenen Frist dem Verlangen nicht nach, so hebt die Rechtsaufsichtsbehörde die
beanstandete Verordnung auf.

Zitiervorschlag: Art 49 LStVG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/LStVG/49

nu:legal Art 49 LStVG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 1 von 1Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


